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____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Keine Steuerermäßigung nach § 35a EStG für Aufwendungen für ein Hausnotrufsystem ohne Sofort-Hilfe 

(BFH, Urt. v. 15.2.2023– Az. VI R 7/21) 

 

   

____________________________________ 

 

Für ein Hausnotrufsystem, das im Notfall lediglich den 

Kontakt zu einer 24-Stunden-Servicezentrale herstellt, 

die soweit erforderlich Dritte verständigt, kann die 

Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 

EStG nicht in Anspruch genommen werden. 

Hintergrund 

Zur Berechnung der festzusetzenden Einkommensteu-

er werden u.a auf Antrag die Steuerermäßigungen bei 

Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsver-

hältnisse und für die Inanspruchnahme haushaltsnaher 

Dienstleistungen gemäß § 35a EStG von der tariflichen 

Einkommensteuer abgezogen. 

Nach § 35a Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 EStG können steuer-

mindern 20 %, höchstens EUR 4.000, der Aufwendun-

gen des Steuerpflichtigen für die Inanspruchnahme von 

haushaltsnahen Dienstleistungen, die nicht Handwer-

kerleistungen sind, berücksichtigt werden. Gemäß 

§ 35a Abs. 4 Satz 1 EStG muss die betreffende Dienst-

leistung in einem in der EU oder dem Europäischen 

Wirtschaftsraum liegenden Haushalt des Steuerpflichti-

gen erbracht werden. 

Der Bundesfinanzhof hatte nun mit Urteil vom 

15.02.2023 (Az. VI R 7/21) zu entscheiden, ob Aufwen-

dungen für ein Hausnotrufsystem nach § 35a Abs. 2 

Satz 1 Alt. 2 EStG abgezogen werden dürfen. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgeblichen 

gesetzlichen Regelung sind § 35a Abs. 2 Satz 1 Alt. 2, 

Abs. 4 Satz 1 EStG. § 35a EStG lautet auszugsweise 

wie folgt: 

(1) Für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, bei 

denen es sich um eine geringfügige Beschäftigung im 

Sinne des § 8a des Vierten Buches Sozialgesetz-

buch handelt, ermäßigt sich die tarifliche Einkommens-

teuer, vermindert um die sonstigen Steuerermäßigun-

gen, auf Antrag um 20 Prozent, höchstens 510 Euro, 

der Aufwendungen des Steuerpflichtigen. 

(2) Für andere als in Absatz 1 aufgeführte haushaltsna-

he Beschäftigungsverhältnisse oder für die Inanspruch-

nahme von haushaltsnahen Dienstleistungen, die nicht 

Dienstleistungen nach Absatz 3 sind, ermäßigt sich die 

tarifliche Einkommensteuer, vermindert um die sonsti-

gen Steuerermäßigungen, auf Antrag um 20 Prozent, 

höchstens 4 000 Euro, der Aufwendungen des Steuer-

pflichtigen. Die Steuerermäßigung kann auch in An-

spruch genommen werden für die Inanspruchnahme 
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von Pflege- und Betreuungsleistungen sowie für Auf-

wendungen, die einem Steuerpflichtigen wegen der 

Unterbringung in einem Heim oder zur dauernden Pfle-

ge erwachsen, soweit darin Kosten für Dienstleistungen 

enthalten sind, die mit denen einer Hilfe im Haushalt 

vergleichbar sind. 

(3) Für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistun-

gen für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisie-

rungsmaßnahmen ermäßigt sich die tarifliche Einkom-

mensteuer, vermindert um die sonstigen Steuerermäßi-

gungen, auf Antrag um 20 Prozent der Aufwendungen 

des Steuerpflichtigen, höchstens jedoch um 1 200 Euro. 

Dies gilt nicht für öffentlich geförderte Maßnahmen, für 

die zinsverbilligte Darlehen oder steuerfreie Zuschüsse 

in Anspruch genommen werden. 

(4) Die Steuerermäßigung nach den Absätzen 1 bis 3 

kann nur in Anspruch genommen werden, wenn das 

Beschäftigungsverhältnis, die Dienstleistung oder die 

Handwerkerleistung in einem in der Europäischen 

Union oder dem Europäischen Wirtschaftsraum 

liegenden Haushalt des Steuerpflichtigen oder – bei 

Pflege- und Betreuungsleistungen – der gepflegten 

oder betreuten Person ausgeübt oder erbracht wird.“ 

Urteil des Bundesfinanzhofs 

Sein Urteil vom 15.02.2023 fasst der Bundesfinanzhof 

in der Pressemitteilung Nr. 027/23 vom 04.05.2023 wie 

folgt zusammen:  

„Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 

15.02.2023 entschieden, dass die Steuerermäßigung 

nach § 35a Abs. 2 (Ermäßigung der Einkommensteuer 

um 20 % der Aufwendungen) für ein Hausnotrufsystem 

nicht in Anspruch genommen werden kann, wenn 

dieses im Notfall lediglich den Kontakt zu einer 24 

Stunden-Servicezentrale herstellt. 

Im Streitfall hatte die Klägerin ihre Wohnung mit einem 

Hausnotrufsystem ausgestattet. Der mit dem Anbieter 

geschlossene Vertrag beinhaltete jedoch lediglich die 

Bereitstellung des Hausnotruf-Geräts und einen 24 

Stunden-Bereitschaftsservice. Das Finanzamt berück-

sichtigte die geltend gemachten Aufwendungen für das 

Hausnotrufsystem nicht als haushaltsnahe Dienst-

leistung. Das Finanzgericht gab der Klage allerdings 

statt. 

Dies sah der BFH anders. Die Steuerermäßigung nach 

§ 35a EStG könne nur für haushaltsnahe Dienst-

leistungen in Anspruch genommen werden, die im 

Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht würden. An 

letzterer Voraussetzung fehle es vorliegend. Denn die 

Klägerin zahle im Wesentlichen für die vom Anbieter 

des Hausnotrufsystems eingerichtete Rufbereitschaft 

sowie für die Entgegennahme eines eventuellen 

Notrufs. Die Rufbereitschaft und die Entgegennahme 

von eingehenden Notrufen in der Servicezentrale sowie 

gegebenenfalls die Verständigung Dritter, damit diese 

vor Ort Hilfe leisten, erfolge jedoch außerhalb der 

Wohnung der Klägerin und damit nicht in deren 

Haushalt. 

Das Urteil grenzt sich von der Entscheidung des BFH 

betreffend Aufwendungen für ein Notrufsystem in einer 

Seniorenresidenz ab (Urteil vom 28.01.2016 – VI R 

18/14, BFHE 251, 435, BStBl II 2016, 272). Dort 

erfolgte der Notruf über einen sog. Piepser unmittelbar 

an eine Pflegekraft, die sodann auch die erforderliche 

Notfall-Soforthilfe übernahm. 

Vorinstanz 

Vorinstanz war das Sächsisches Finanzgericht, dessen 

Urteil vom 14.10.2020 (Az. 2 K 323/20) mit Revision 

angegriffen worden war. 

Fazit 

In der Zusammenschau des Besprechungsurteils, der 

weitestgehend inhaltsgleichen Urteilen vom 23.3.2023 

(Az. VI R 8/21) und vom 15.2.2023 (Az. VI R 14/21) 

sowie des Urteils vom 28.1.2016 (VI R 18/14) scheint 

nun die Rechtslage hinsichtlich der Abzugsfähigkeit von 

Aufwendungen bei Hausnotrufsystemen als 

haushaltsnahe Dienstleistungen weitgehend klar. 

Über die Abziehbarkeit von haushaltsnahmen 

Dienstleistungen haben die Finanzgerichte jedoch 

immer wieder zu entscheiden. Mit Urteil vom 12.4.2022 

(Az. VI R 2/20) musste der BFH beispielsweise 

entscheiden, ob für einen Dritten (hier: für die 

pflegebedürftige Mutter) bezahlte ambulante Pflege- 

und Betreuungsleistungen beim Steuerpflichtigen 

abzugsfähig sind. Die Leitsätze dieses Urteils lauteten: 

„Pflege- und Betreuungsleistungen i.S.v. § 35a Abs. 2 

Satz 2 Hs. 1 EStG sind insbesondere Maßnahmen der 
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unmittelbaren Pflege am Menschen (betreffend 

Körperpflege, Ernährung und Mobilität) sowie 

Leistungen zur hauswirtschaftlichen Versorgung (wie 

Einkaufen, Kochen und Reinigen der Wohnung). 

Die Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 2 Satz 2 Hs. 1 

EStG kann auch von Steuerpflichtigen in Anspruch 

genommen werden, denen Aufwendungen für die 

ambulante Pflege und Betreuung eines Dritten 

erwachsen. Dies gilt auch dann, wenn die Pflege- und 

Betreuungsleistungen nicht im eigenen Haushalt des 

Steuerpflichtigen, sondern im Haushalt der gepflegten 

oder betreuten Person ausgeübt oder erbracht werden. 

Für die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung für 

ambulant erbrachte Pflege- und Betreuungsleistungen 

ist weder Voraussetzung, dass der Steuerpflichtige für 

die Aufwendungen eine Rechnung erhalten noch in den 

Zahlungsvorgang ein Kreditinstitut eingebunden hat.“ 

 

20.5.2023 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
 

 



 
 
 
 

© STEHR STADLER LINDNER PICHLER Seite 4/4 

Ansprechpartner 

 

Für alle Fragestellungen stehen Ihnen gerne zur Verfügung  STEHR STADLER LINDNER PICHLER 
Vereidigte Buchprüfer Steuerberater 
Rechtsanwalt Partnerschaft mbB 
 

Peter Stehr sen., Dipl.-Bw. (FH), vBP, StB 
Michael Stadler sen., Bw., vBP, StB 
Peter Stehr jun., Dipl.-Bw. (FH), StB 
Anneliese Lindner, StB 
Paul Pichler, StB 
Dr. Johannes Stehr, RA, StB, FAfStR 
Patrick Stadler, StB 
Michael Stadler jun., M.A., LL.M., StB 
 
Badstraße 26, 83646 Bad Tölz 
Tel.: 08041 7678-0, Fax: 7678-22 
E-Mail: kanzlei@stehr-stadler.de 
Homepage: www.stehr-stadler.de 
 
Sitz der Gesellschaft: Bad Tölz 
AG München, PR 498 
USt-Id.Nr.: DE233818164 
 
Landwirtschaftliche Buchstelle 
Peter Stehr sen., Dipl.-Bw. (FH), vBP, StB 
 
Kooperationen 
Rechtsanwalt Rudolf Röck 
Badstraße 26, 83646 Bad Tölz 
 

 

  
 PETER STEHR sen. 
 Vereidigter Buchprüfer 
 Steuerberater 
  
  
 kanzlei@stehr-stadler.de 

  

  
 MICHAEL STADLER sen. 
 Vereidigter Buchprüfer 
 Steuerberater 
  
  
 michael.stadler@stehr-stadler.de 

  

 

   
     
 PETER STEHR jun. 
 Steuerberater 
  
  
  
 peter.stehr.jun@stehr-stadler.de 

  

  
 ANNELIESE LINDNER 
 Steuerberater 
  
  
  
 anneliese.lindner@stehr-stadler.de 

  

 

   
     
 PAUL PICHLER 
 Steuerberater 
  
  
  
 paul.pichler@stehr-stadler.de 

  

  
 Dr. JOHANNES STEHR 
 Rechtsanwalt 
 Steuerberater 
 Fachanwalt f. Steuerrecht 
  
 johannes.stehr@stehr-stadler.de 

  

 

    
      
 PATRICK STADLER 
 Steuerberater 
  
  
  
 patrick.stadler@stehr-stadler.de 

  

  
 MICHAEL STADLER jun. 
 Steuerberater 
  
  
  
 michael.stadler.jun@stehr-stadler.de 
  

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Beiträge dieses Newsletters stellen eine Auswahl an allgemeinen Informationen über aktuelle Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sung dar. Sie wurde nach besten Wissen erstellt. Sie erheben keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit und können die persönliche Beratung in keinem Fall 
ersetzen. Diese Mandanteninformation stellt keine Auskunft, Beratung oder sonstige Dienstleistung unserer Berufsträger dar. Für Inhalt, Richtigkeit, Aktuali-
tät und Vollständigkeit kann daher keinerlei Haftung – auch seitens der Verantwortlichen –  übernommen werden. 


